
 

 

 

 
 

BBeesscchhlluussssüübbeerrssiicchhtt  Seite 1 

Sitzung des Kreistages vom 12.05.2023 

 
 
 

über die Sitzung des Kreistages am 12.05.2023, gr. Sitzungssaal 
 

 
 
Beginn: 09:00 Uhr 

 
 

Ende: 13:57 Uhr 
 
 
Wiederaufbau Kunsteisbahn Königssee: Beschluss Vorentwurfsplanung inklusive Kos-
tenschätzung 

 
Beschluss: 
 
Der Kreistag fasst folgende Beschlüsse:  
 

1. Der Kreistag genehmigt die zuvor vorgestellte Vorentwurfsplanung inklusive der Kosten-
schätzung zum Wiederaufbau der Kunsteisbahn am Königssee. Der Kreistag beschließt 
außerdem, dass die Planung zum Wiederaufbau der Kunsteisbahn am Königssee für die 
Leistungsphasen der Entwurfsplanung inklusive Kostenberechnung und der Genehmi-
gungsplanung weitergeführt wird.  

 
Die Entwurfsplanung inklusive Kostenberechnung wird dem Kreistag zur endgültigen 
Entscheidung im Oktober dieses Jahres vorgelegt. 

 
2. Der Kreistag genehmigt, dass die Planung für die vorgestellten vorgezogenen Rückbau- 

und Sicherungsmaßnahmen, abgekoppelt von der unter 1. genehmigten Planung, bis 
einschließlich Objektüberwachung (Leistungsphase 8) vorgezogen weitergeführt und 
beauftragt wird. Außerdem wird die bauliche Umsetzung der vorgezogenen Maßnahmen 
grundsätzlich genehmigt. 
 

 
 
 
 
Neubau Landratsamt: Aufhebung des Neubaubeschlusses- weiteres Vorgehen 

 
Beschluss: 
 
Der Kreistag beschließt:  
 
Das LRA-Dienstgebäude in Bad Reichenhall wird nicht neu gebaut. 
 
Folglich werden die Kreistagsbeschlüsse vom 18.05.2018 und die Kreisausschussbeschlüsse 
vom 17.07.2019, 16.10.2019 und 27.02.2020 aufgehoben. 
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Wahl der Vertrauenspersonen für den Schöffenwahlausschuss 

 
Beschluss: 
 
Der Kreistag beschließt: 
 

1. Die Vorschläge für die Vertrauenspersonen des Schöffenwahlausschusses werden ent-
sprechend dem Stärkeverhältnis der Fraktionen im Kreistag eingebracht und 
 

2. dabei wird das Verfahren nach Sainte- Laguë/Schepers angewendet. 
 

3. Die von den Fraktionen vorgeschlagenen Personen werden dem Kreistag zur Wahl ge-
stellt.  
 
 

 
 
 
LEADER-Förderperiode 2023 - 2027 - Geschäftsbesorgungsvertrag zw. Landkreis und 
LEADER-Verein zur Finanzierung des LAG-Managements und der Öffentlichkeitsarbeit 

 
Beschluss: 
 
Unter dem Vorbehalt, dass die LAG Regionales Entwicklungsforum Berchtesgadener Land vom 
Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Lokale Aktions-
gruppe für die Förderperiode 2023 bis 2027 anerkannt wird, werden die Aufgaben für ein exter-
nes LAG-Management und die Öffentlichkeitsarbeit für die LEADER-Förderperiode 2023 bis 
2027 durch den Landkreis vollständig übernommen. Der stellvertretende Landrat wird ermäch-
tigt, einen Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen dem LEADER-Verein „Regionales Entwick-
lungsforum Berchtesgadener Land e. V.“ und dem Landkreis Berchtesgadener Land zu schlie-
ßen. 
 
Die Landkreisverwaltung wird beauftragt, das Vergabeverfahren zur Beauftragung eines exter-
nen LAG-Managements einzuleiten und durchzuführen. 
 
 
 
Erlass einer Satzung zur Festlegung von Höchsttarifen im ÖPNV im Bereich der Ge-
meinde Schönau a. Königssee und Berchtesgaden Zentrum 

 
Beschluss: 
 
1. Der Kreistag erlässt folgende Satzung des Landkreises Berchtesgadener Land zur Festset-

zung und zum Ausgleich von Höchsttarifen für alle Fahrgäste im ÖPNV in der Gemeinde 
Schönau a. Königssee: 
 
 

Satzung des Landkreises Berchtesgadener Land zur 

Festsetzung und zum Ausgleich von Höchsttarifen für alle Fahrgäste 

im straßengebundenen Öffentlichen Personennahverkehr 

in der Gemeinde Schönau a. Königssee 
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Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen Per-
sonennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG), Artikel 17 LKrO sowie Artikel 3 Absatz 2 in Ver-
bindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis 
Berchtesgadener Land als Aufgabenträger die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Fest-
setzung von Höchsttarif für alle Fahrgäste im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr 
und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang 
mit der Beförderung von Fahrgästen auf der Grundlage der näher definierten Höchsttarife.  

 
 

Präambel 

 
Der Landkreis Berchtesgadener Land ist Aufgabenträger für den straßengebundenen ÖPNV 
gem. Artikel 8 Absätze 1 und 2 BayÖPNVG. In seinem Gebiet befindet sich die kreisange-
hörige Gemeinde Schönau a. Königssee.  Der Landkreis legt mit dieser allgemeinen Vor-
schrift für das Gebiet der Gemeinde Schönau a. Königssee Höchsttarife für alle Fahrgäste 
fest. Er verfolgt damit das Ziel, attraktive Fahrtarife für alle Fahrgäste des straßengebunde-
nen öffentlichen Personennahverkehrs zu gewährleisten, um die Attraktivität des öffentli-
chen Nahverkehrs im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift zu steigern.  Mit dieser 
Satzung wird zugleich das Verfahren einer transparenten und beihilferechtskonformen Aus-
gleichsregelung geregelt.   

 

Derzeit werden die Verkehrsleistungen im allgemeinen ÖPNV im Geltungsbereich der all-
gemeinen Vorschrift eigenwirtschaftlich erbracht (eigenwirtschaftliche Verkehre). Mit Wir-
kung zum 10. Dezember 2023 beabsichtigt der Landkreis drei öffentliche Dienstleistungs-
aufträge zur Erbringung weiterer Verkehrsleistungen im räumlichen Geltungsbereich dieser 
allgemeinen Vorschrift im Wettbewerb zu vergeben (gemeinwirtschaftliche Verkehre). Die 
Tarifeinnahmen aus den gemeinwirtschaftlichen Verkehren sollen dem Landkreis zustehen. 
Diese allgemeine Vorschrift gewährleistet für eigen- und gemeinwirtschaftliche Verkehre die 
Anwendung attraktiver, einheitlicher Höchsttarife.  

 

Diese allgemeine Vorschrift wird ergänzt durch eine allgemeine Vorschrift zur Anwendung 
des Deutschlandtickets. 

  
 
1. Gegenstand der Satzung 
 
1.1 Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung besteht in der verbindlichen Anwendung 

des vom Landkreis Berchtesgadener Land (Landkreis) vorgegebenen maßgebli-
chen Tarifs nach Art, Umfang, Fahrkartensortiment und Tarifzonenregelung als 
verbindlichen Höchsttarif (Anlage 1). Den Verkehrsunternehmen ist es verwehrt, im 
Einzeltarifsegment höhere Tarife (z.B. Haus- und/oder Übergangstarife) als den 
maßgeblichen Höchsttarif für die Erbringung der maßgeblichen Verkehrsleistung im 
Gebiet der Gemeinde Schönau a. Königssee anzuwenden.  

 
1.2 Der Höchsttarif wird vom Landkreis verbindlich festgelegt (Tarifzuständigkeit). Die 

Anlage 1 wird entsprechend der gültigen Tariffestlegung aktualisiert. Der jeweils 
gültige Tarif wird durch die Verkehrsunternehmen in den zum Aufenthalt der Fahr-
gäste bestimmten Räumen bekanntgemacht.  

 
1.3 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, den Höchsttarif den eigenen Anträgen 

auf Tarifzustimmung (§ 39 PBefG) zu Grunde zu legen (Tarifanwendungs- bzw. 
Tarifanerkennungspflicht). Höhere Tarife dürfen nicht beantragt werden. Der 
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Landkreis ist über entsprechende Anträge auf Tarifzustimmung und Genehmigun-
gen zuvor zu informieren. Die Tarifanerkennung beinhaltet die Beförderung von 
Fahrgästen zu den gültigen Tarifbedingungen (Anlage 1), ohne dass den Fahrgäs-
ten hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Bestehende Zeitfahrausweise sind anzu-
erkennen. 

 
1.4  Die allgemeine Vorschrift gilt räumlich im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde 

Schönau a. Königssee (ausgenommen sind die beiden Haltestellen Christophorus-
schule / Dürreck und Hinterbrand) sowie auf dem Gebiet des Marktes Berchtesga-
den im Abschnitt zwischen Berchtesgaden Zentrum und ZOB/Berchtesgaden Hbf 
und weiter in Richtung Jennerbahn sowie sachlich für regionale Busverkehre. Sie 
gilt für eigenwirtschaftliche und gemeinwirtschaftliche Verkehre. Die Umsetzung der 
Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleis-
tungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des 
jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der 
Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Die Gültigkeit ist zeitlich begrenzt (Gel-
tungsbereich); Näheres ergibt sich aus Anlage 2. 

 
1.5 Der Höchsttarif ist auf die Anwendung der maßgeblichen Verkehrsleistung be-

grenzt. Die maßgebliche Verkehrsleistung umfasst sämtliche, für das jeweilige An-
wendungsjahr genehmigte Linienverkehre nach §§ 42, 43 PBefG im regionalen 
Busverkehr (Anlage 2), für die der maßgebliche Höchsttarif (Anlage 1) im Gebiet 
der Gemeinde Schönau a. Königssee Anwendung findet und die die qualitativen 
Mindestanforderungen (Anlage 3) erfüllt (Regionalbusverkehr).  
 

1.6 Die Unternehmen erhalten Ausgleichsleistungen im Wege einer Vorauszahlung (ex 
ante-Ausgleich). Der ex ante-Ausgleich ist auf den Wert begrenzt, der sich aus ei-
ner Differenzbetrachtung zwischen den erwarteten Erlösen auf der Grundlage des 
Höchsttarifs verglichen mit den Erlösen auf der Grundlage eines genehmigungsfä-
higen Referenztarifes ergibt. Der Referenztarif ergibt sich aus den Ist-Kosten der 
Unternehmen zur Erbringung der notwendigen Verkehrsleistung. Die Ist-Kosten sind 
begrenzt auf die vom Landkreis festgelegten Angemessenheitskosten. Die Höhe 
des maximalen ex ante-Ausgleichs ergibt sich aus Anlage 4. Sofern die Verkehrs-
unternehmen höhere spezifische Kosten haben, als die Angemessenheitskosten, so 
kann die Berücksichtigung der spezifischen Kosten anerkannt werden. Das Ver-
kehrsunternehmen hat hierzu einen Antrag zu stellen (Erläuterungen hierzu siehe 
Ziffer 2.1). Der ex ante-Ausgleich wird als vorläufiger Abschlag (vorläufiger ex an-
te-Ausgleich) gewährt. Der vorläufige ex ante-Ausgleich wird am Ende des Aus-
gleichsjahres verbindlich korrigiert (verbindlicher ex ante-Ausgleich). 

 
1.7 Die Höhe und der Rechtsgrund des Ausgleichs bemisst und ergibt sich anhand der 

positiven und negativen finanziellen Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen 
gemäß Art. 3 Abs. 2 S. 2, Anhang VO (EG) Nr. 1370/2007, die auf die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zurückzuführen sind und welche im Wege 
der Überkompensationsprüfung (ex-post-Ausgleich) begrenzt sind.  

 
1.8 Der Aufgabenträger gewährt für die verbindliche Anwendung der maßgeblichen 

Höchsttarife Ausgleichsleistungen in begrenzter Höhe (Gesamtausgleich). Der Ge-
samtausgleich entspricht der Summe des vorläufigen ex ante-Ausgleichs. Der 
Aufgabenträger trägt dafür Sorge, dass eine auskömmliche eigenwirtschaftliche Fi-
nanzierung auf der Grundlage der notwendigen Verkehrsleistung angestrebt wird. 
Eine Veränderung des Gesamtausgleichs ist gemäß Ziffer 2.8 auf zwei Anwen-
dungsfälle beschränkt (angepassten Gesamtausgleich).  

 
 
2. Antragsverfahren  
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2.1 Der Ausgleich wird nur auf schriftlichen Antrag des Verkehrsunternehmers ge-
währt. Das Antragsverfahren ist zweistufig gestaltet, notwendig sind ein vorläufiger 
ex ante-Antrag und ein verbindlicher ex ante-Antrag. Die Anträge sind an den 
Landkreis zu richten. Für die Antragsstellung sind die in der Anlage 5 vorgegebe-
nen Muster (Kalkulationsverfahren, Fortschreibung) zu verwenden. Hierfür müssen 
alle nach Anlage 5 genannten Antragsdaten vorliegen.  

 
2.2. Antragsberechtigt sind alle Verkehrsunternehmen, die über Liniengenehmigungen 

nach §§ 42, 43 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) im räumlichen, sachlichen, 
zeitlichen Anwendungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift ÖPNV-Leistungen er-
bringen. Im Falle von Gemeinschaftskonzessionen erfolgt der Antrag durch das be-
triebsführende Unternehmen.  

 
2.3 Ein Ausgleich nach dieser allgemeinen Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Aus-

gleichsbetrag für das einzelne Unternehmen im Jahr mindestens 1.000,- € beträgt 
(Geringfügigkeitsschwelle).  

 
2.4 Der vorläufige ex ante-Antrag muss vor dem Ausgleichsjahr gestellt werden. An-

tragsjahr (n) ist das Jahr vor dem Ausgleichsjahr (n + 1). Für das erste Anwen-
dungsjahr 2023 ist der Antrag bis zum 1.10.2023, spätestens jedoch sechs Wochen 
vor dem europäischen Fahrplanwechsel am 10.12.2023 zu stellen.    
 
Die vollständig ausgefüllten und unterzeichneten Anträge müssen bis spätestens 
30.06. des jeweiligen Antragsjahres (n) bei dem Aufgabenträger oder einer von ihm 
benannten Stelle oder Person vorliegen. Erfolgt der vorläufige ex ante-Antrag 
nicht fristgerecht und/oder nicht prüffähig, wird der ex ante-Ausgleich für das auf das 
Antragsjahr folgende Ausgleichsjahr (n + 1) bis zum verbindlichen ex ante-Antrag 
um 10% gekürzt. Erfolgt der Antrag nicht spätestens bis zum 15.12. bis 12.00 Uhr 
des jeweiligen Antragsjahres (n), so erhält der Unternehmen keinen Ausgleich 
(Präklusionsfrist). Von den Kürzungen und dem Ausschluss kann der Landkreis bei 
Sonderfällen absehen. Sonderfälle sind insbesondere ungeplante Übernahmen von 
Linien.  

 
2.5 Sofern im Rahmen des verbindlichen ex ante-Antrages eine Korrektur der Soll-

Kosten aufgrund atypischer Indexentwicklung gemäß Ziffer 3.3 geltend gemacht 
wird, ist die Überschreibung des/der Korridors/e und die sich daraus ergebende 
neuen Soll-Kosten des Unternehmens bis zum 30.09. des auf das Ausgleichsjahr 
folgenden Jahres (n + 2) zu stellen. Der Landkreis nimmt sodann eine Anpassung 
der Angemessenheitswerte bis zum 31.10. des auf das Ausgleichsjahr folgenden 
Jahres vor.   

 
 Bis zum 31.10. teilt der Landkreis den Verkehrsunternehmen den neuen angepass-

ten Gesamtausgleich mit.   
 

Der verbindliche ex ante-Antrag ist bis zum 30.11. des auf das Ausgleichsjahr (n 
+ 1) folgenden Jahres (n + 2) zu stellen. Erfolgt dies nicht fristgerecht und/oder nicht 
prüffähig, wird dem Verkehrsunternehmen eine letzte Frist zur Abgabe gesetzt. Ver-
streicht diese, wird der Verkehrsunternehmen vom Verfahren ausgeschlossen.   

 
2.6 Dem Verkehrsunternehmen obliegt eine Mitwirkungspflicht. Es trägt die Darle-

gungs- und Nachweispflicht für sämtliche in der allgemeinen Vorschrift geregelten 
Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung des Ausgleichs. Es ist ver-
pflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser Satzung erforderlichen Angaben 
vollständig und wahrheitsgemäß zu machen und diese dem Landkreis oder einer 
von ihm benannten Person oder Stelle prüffähig zugänglich zu machen. Es erfüllt 
diese Verpflichtungen insbesondere im Zuge des ex ante-Antragsverfahrens und 
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der ex post-Überkompensationskontrolle. Die Angaben sind in Form der beigefügten 
Unterlagen in Anlage 5 bereitzustellen.  

 
2.7 Sofern das Verkehrsunternehmen höhere Angemessenheitswerte geltend macht, 

können diese Berücksichtigung finden, wenn das antragsstellende Verkehrsunter-
nehmen die spezifischen Mehrkosten prüffähig nachweist.  

 
2.8 Verändern sich die Ist-Gesamteinnahmen (Basis: verbindliche ex ante-Anträge) 

des Höchsttarifs aller gemäß Ziffer 1 eingebundenen Unternehmen für das Aus-
gleichsjahr (n + 1) in Abweichung zu den ermittelten Soll-Gesamteinnahmen (Basis: 
vorläufige ex ante-Anträge) und kommt es hierdurch in Summe zu Mehr- oder 
Mindererträgen und/oder kommt es im Rahmen der verbindlichen ex ante-Anträge 
zu einer Korrektur der Soll-Kosten aufgrund atypischer Indexentwicklung gemäß Zif-
fer 3.3, so führen diese Veränderungen für das jeweilige Ausgleichsjahr zu einem 
angepassten Gesamtausgleich.  

 
2.9 Die im Antrag (einschließlich beigefügter Unterlagen) gemachten Angaben sowie 

die Angaben in den abzugebenden Erklärungen und Mitteilungen sind subven-
tionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch. Insofern wird auf 
die Erklärung (Anlage 5) verwiesen. Subventionserheblich sind auch sämtliche An-
gaben, die im Zusammenhang mit der Beantragung der Auszahlung und dem Ver-
wendungsnachweis gemacht werden. Nach § 3 des Subventionsgesetzes trifft den 
Subventionsnehmer eine sich auf alle subventionserheblichen Tatsachen erstre-
ckende Offenbarungspflicht. Danach ist der Zuwendungsempfänger verpflichtet, 
dem Aufgabenträger oder einer von ihm benannten Stelle oder Person alle Tatsa-
chen, die der Bewilligung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Zuwendung 
entgegenstehen oder die für die Rückforderung der Zuwendung erheblich sind, un-
verzüglich mitzuteilen. Dies betrifft z. B. den Verlust einer oder mehrerer Genehmi-
gungen, die Beantragung eines Insolvenzverfahrens gegen den Zuwendungsemp-
fänger, usw. 

 
2.10 Der ex-post-Nachweis wird durch den Wirtschaftsprüfer des Unternehmers oder ei-

ne vom Landkreis anerkannte Person oder Stelle unmittelbar im Anschluss an den 
verbindlichen ex ante Antrag gegenüber dem Landkreis erbracht und bedarf kei-
nes gesonderten Antrags gemäß Anlage 5. 

 
 

3. Art, Umfang und Bemessung von Vorauszahlungen (ex ante-Ausgleich) 

 
3.1 Der ex ante-Ausgleich wird als Vorauszahlung gewährt. Die Vorauszahlung wird im 

Ausgleichsjahr (n + 1) als vorläufiger ex ante-Ausgleich (Anlage 4) gewährt. Der 
vorläufige ex ante-Ausgleich wird nach Abschluss des Ausgleichsjahres anhand 
aktueller und objektiver Leistungsdaten korrigiert. Dies führt zum sog. verbindli-
chen ex ante-Ausgleich.  

 
3.2  Der vorläufige ex ante-Ausgleich (Anlage 4) ergibt sich anhand einer Ver-

gleichsbetrachtung zwischen der wirtschaftlichen Situation des Verkehrsunterneh-
mens vor dem Ausgleichsjahr (n) (Ausgangswert) mit der erwarteten wirtschaftli-
chen Situation im Ausgleichsjahr (n + 1) (Soll-Wert) bei gleicher Verkehrsleistung 
(Basisverkehrsleistung) unter Anwendung der Höchsttarife. Ausgleichsfähig ist der 
Differenzbetrag zwischen dem Ausgangswert und dem Soll-Wert.  
 

-  Die Bestimmung des Ausgangswertes erfolgt anhand der maßgeblichen 
Kosten und maßgeblichen Einnahmen grundsätzlich mittels der Wirtschaftsda-
ten des dem Antragsjahr (n) vorangegangenen Wirtschaftsjahres (n - 1). Da-
bei sind Kosten auf den Angemessenheitswert zu begrenzen (Angemessen-
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heitsprüfung). Im Rahmen der Angemessenheitsprüfung sind die Durch-
schnittskosten maßgeblich, die ein vergleichbares Unternehmen im Regional-
busverkehr hätte (Soll-Kosten), sofern nicht spezifische Mehrkosten des Ver-
kehrsunternehmens zu berücksichtigen sind (Angemessenheitswert). Sind 
die Kosten, die auf die Leistungserbringung im Anwendungsbereich der all-
gemeinen Vorschrift im Rahmen der Trennungsrechnung entfallen, niedriger 
als die Soll-Kosten ist der geringere Wert maßgeblich (maßgebliche Kosten). 
Die Angemessenheitsprüfung nimmt der Landkreis oder eine von ihm gestellte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft im Rahmen der Überkompensationsprüfung 
auf der Grundlage der Trennungsrechnung der Unternehmen vor.  

 
Im ersten und zweiten vollen Anwendungsjahr entspricht der Ausgangswert 
dem Angemessenheitswert, sofern der Unternehmer keine spezifischen Mehr-
kosten geltend macht.  

 
-  Die Bestimmung des Soll-Wertes ergibt sich aus der Fortschreibung der 

Soll-Kosten und Soll-Einnahmen der Ausgangswerte. Dabei ist grundsätzlich 
auf die im Rahmen der ex post-Kontrolle (Ziffer 4) ermittelten maßgeblichen 
Kosten und maßgeblichen Einnahmen des vorangegangenen Wirtschaftsjah-
res (n - 1) abzustellen. Der Soll-Wert ergibt sich aus den fortgeschriebenen 
maßgeblichen Kosten zuzüglich eines Wagnisaufschlages in Höhe von 5,00 
Prozent bezogen auf den Angemessenheitswert abzüglich der fortgeschriebe-
nen maßgeblichen Einnahmen.  

 
 Im ersten und zweiten vollen Anwendungsjahr ist der Angemessenheitswert 

zuzüglich eines Wagnisaufschlages fortzuschreiben.  
 

3.3 Durch den verbindlichen ex ante-Antrag erfolgt eine Korrektur des vorläufigen ex 
ante-Ausgleichs. Die Korrektur umfasst:  

 
- die Ermittlung eines fiktiven, genehmigungsfähigen Tarifs: 
Die erwarteten Einnahmen ergeben sich aus der Anwendung eines fiktiven, geneh-
migungsfähigen Tariftableaus. Das fiktive, genehmigungsfähige Tariftableau (Voll-
tarif) ergibt sich aus entsprechender Anwendung des § 39 PBefG der maßgebli-
chen Kosten abzüglich aller sonstigen Erlöse (z.B. Mittel für die rabattierte Beförde-
rung im Ausbildungsverkehr (§ 45a PBefG), Erstattungen für Schülersammelzeitkar-
ten, Einnahmen aus der Anerkennung von Kur- bzw.- Gästekarten, unentgeltliche 
Beförderung von Schwerbehinderten, und aller sonstigen Einnahmen für die An-
wendung rabattierte Tarife). Die auf der Grundlage des fiktiven, genehmigungsfähi-
gen Tarifs erwarteten Einnahmen werden zur Verkehrsleistung (Anlage 2) in Bezug 
gesetzt (Tarifäquivalent FT). Aus der Differenz des Tarifäquivalents FT und dem Ta-
rifäquivalent der im Ist erzielten Erlöse (Tarifäquivalent IST) ergibt sich der neue 
verbindliche ex ante-Ausgleich (Anlage 4).  
 
-     die Berücksichtigung ausgefallener Fahrten:  
Weicht der Umfang der Verkehrsleistung (Fahrplankilometer) im Ausgleichsjahr von 
der für das jeweilige Anwendungsjahr maßgeblichen Verkehrsleistung ab, so erfolgt 
eine Anpassung entsprechend des Tarifäquivalents je Fahrplankilometer. 
 
- eine Korrektur der Soll-Kosten bei atypischer Indexentwicklung: 
Weicht die tatsächliche Kostenentwicklung im Ausgleichsjahr von der prognostizier-
ten, durchschnittlichen Kostenentwicklung der letzten zwei Jahre um +/-3 Prozent 
ab (Veränderungskorridor), so erfolgt eine Korrektur der Kostengruppen, welche 
außerhalb des Veränderungskorridors sind. Die Korrektur gilt auch für die Ange-
messenheitswerte. Die Korrektur führt zu einer Anpassung des Gesamtausgleichs 
gemäß Ziffer 2.8.   
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Der verbindliche ex ante-Ausgleich je Unternehmen kann über dem vorläufigen 
ex ante-Ausgleich liegen. Die Summe der korrigierten Sollausgleiche ist auf den 
angepassten Gesamtausgleich gemäß 2.8 begrenzt. Überschreiten die rechneri-
schen Ausgleichsbeträge den angepassten Gesamtausgleich, so erfolgt eine antei-
lige Kürzung entsprechend dem Umfang der Verkehrsleistung. Der verbindliche ex 
ante-Ausgleich ist für die Durchführung der Überkompensationskontrolle maßgeb-
lich.  
 

3.4 Kann keine Korrektur des vorläufigen Soll-Ausgleichs erfolgen, insbesondere, weil 
die testierte Einnahmenaufteilung durch die Unternehmen nicht bis zum 31.10. des 
auf das Ausgleichsjahr folgenden Jahres (n + 2) vorgelegt wurde, so bleibt es für die 
Bemessung des folgenden ex ante-Ausgleichs bei dem vorläufigen ex ante-
Ausgleich. 

 
 

 4.  Vermeidung der Überkompensation (ex post-Kontrolle) 

 
4.1  Zur Vermeidung einer Überkompensation stehen die Vorauszahlungen dem Ver-

kehrsunternehmen aufgrund der ex-post-Abrechnung nur in der Höhe zu, die nicht 
zu einer Überkompensation im Sinne Ziffer 2 des Anhangs VO (EG) Nr. 1370 bei 
dem Unternehmen führt.  

 
4.2  Für die ex-post-Abrechnung werden die beihilferechtlichen Voraussetzungen der 

VO (EG) Nr. 1370/2007 durch das Verkehrsunternehmen angewendet. Die Aus-
gleichsleistung gemäß Nr. 2 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007darf den Be-
trag nicht überschreiten, der dem finanziellen Nettoeffekt, der Summe aller (positi-
ven oder negativen) Auswirkungen aufgrund der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen auf die Kosten und Einnahmen des Betreibers eines öffentlichen 
Dienstes entspricht. Die Auswirkungen werden beurteilt anhand des Vergleichs der 
Situation bei Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung mit der Situation, die 
vorläge, wenn die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung nicht erfüllt worden wäre.  

 
Der finanzielle Nettoeffekt ergibt sich aus folgender Berechnung: Kosten, die in Ver-
bindung mit der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung aus Ziffer 1.1 im Hinblick auf 
regionale Busverkehre entstehen, abzüglich aller quantifizierbaren positiven finanzi-
ellen Auswirkungen, die durch jene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung entstehen, 
abzüglich Einnahmen aus Tarifentgelten und aller anderen Einnahmen, die in Erfül-
lung der betreffenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung erzielt werden, zuzüglich 
eines angemessenen Gewinns. 
 
Das Unternehmen ist verpflichtet, die Regeln des Anhangs zur VO (EG) Nr. 
1370/2007einzuhalten und darüber eine entsprechende Bescheinigung eines Wirt-
schaftsprüfers gemäß Ziffer 8.6 vorzulegen. Die Einzelheiten für die Berechnung, 
insbesondere das Verhältnis von Kosten und Erlösen und die Berücksichtigung des 
Nettoeffekts, sind in Anlage 5 geregelt. 

 
4.3 Berücksichtigungsfähig sind lediglich die Ist-Kosten des Unternehmens für die Er-

bringung der fahrplanmäßigen Verkehrsleistung. Berücksichtigt werden die veröf-
fentlichten fahrplanmäßig erbrachten Betriebsleistungen nach §§ 42, 43 bzw. in 
Verbindung im Regionalbusverkehr. Regelmäßige Einsatzfahrten, Verstärkungsfahr-
ten und Zusatzangebote im Regionalbusverkehr werden ebenfalls berücksichtigt.  

 
4.4  Als Erlöse sind Einnahmen aus Tarifentgelten und alle anderen Einnahmen zu be-

rücksichtigen, die im Rahmen der zeitlichen und räumlichen Geltung der Tarife in 
Erfüllung der jeweiligen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung gemäß Ziffer 1.2 er-
zielt werden. 
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4.5 Zur Erfüllung der europarechtlichen Transparenzvorgaben ist von dem Unterneh-

men eine Trennungsrechnung auf der Grundlage des internen Rechnungswesens 
vorzuhalten (Anlage 5). Für alle Unternehmen gelten die Standards zur Kontentren-
nung gemäß VO (EG) Nr. 1370/2007. Die Unternehmen, die einen Ausgleich für die 
Erfüllung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erhalten, weisen in ihrer 
Rechnungslegung getrennt aus, welche Kosten ihnen durch die Erfüllung der betref-
fenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung gemäß Ziffer 1.2 entstanden sind, wel-
che zusätzlichen Erträge, die nicht schon in den Parametern berücksichtigt wurden, 
sie aufgrund der Erfüllung dieser Verpflichtung erzielt haben und welche Aus-
gleichsleistungen erfolgt sind. 

 
4.6  Im Rahmen der Ausgleichsleistung steht den Unternehmen ein angemessener 

Gewinnzuschlag zu, der sich gemäß Ziffer 6 des Anhangs der VO (EG) Nr. 
1370/2007ermittelt. Der angemessene Gewinn darf 5,00 % bezogen auf die Ange-
messenheitskosten in Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nicht 
übersteigen.  

 
4.7  Ergibt sich aus der ex post-Berechnung ein höherer ausgleichsfähiger Betrag als 

der gemäß Ziffer 3 ermittelte verbindliche ex ante-Ausgleich, besteht kein An-
spruch des Unternehmens auf Ausgleich des Differenzbetrages. Ziffer 5 dieser Sat-
zung bleibt unberührt.  
Die Summe aller Zahlungen des verbindlichen ex ante-Ausgleichs ist auf den 
Gesamtausgleich gemäß Ziffern 1.9 und 2.8 begrenzt.  

 
 
5.  Anreizsystem für eine wirtschaftliche Geschäftsführung  
 
5.1 Liegen die Ist-Kosten eines Unternehmens höher als die nach Ziffer 3.2 ermittelten 

Soll-Kosten, werden im Rahmen der nach Ziffer 4 erforderlichen ex post-Kontrolle 
nur die ermittelten Soll-Kosten zu Grunde gelegt. Ein Ausgleich auf Grundlage der 
höheren Kosten erfolgt nicht. 

 
5.2  Liegen die Ist-Kosten eines Unternehmens niedriger als die nach Ziffer 3.2 ermittel-

ten Soll-Kosten, werden im Rahmen der nach Ziffer 4 erforderlichen ex post-
Kontrolle die Ist-Kosten zu Grunde gelegt. Ein Ausgleich erfolgt nur auf Grundlage 
der niedrigeren Kosten. Als Bonus verbleiben dem Unternehmen 50 % der Differenz 
zwischen seinen tatsächlich niedrigeren Kosten und den indizierten Kosten.  

 
5.3  Die Bonuszahlung gemäß Ziffer 5.3 ist auf einen Wert von maximal 5 % des Aus-

gleichs ohne Berücksichtigung des Bonus begrenzt, um eine etwaige Überkompen-
sation zu vermeiden. Ein etwaiger Bonus wird für die folgende ex ante-Berechnung 
nicht berücksichtigt.  

 
 
6 Leistungsänderungen und neue Leistungen  
 
  Bei Betreiberwechseln, unabhängig davon, ob diese unterjährig oder zum Vorjahr 

erfolgen, stellt der Landkreis dem Neubetreiber den durchschnittlichen Ausgleich je 
Fahrplankilometer zur Verfügung, auf der Grundlage der ausreichenden Verkehrs-
bedienung gemäß Anlage 4. Wechselt im Laufe des Wirtschaftsjahres der Inhaber 
einer Linienverkehrsgenehmigung, ist das einzelne Unternehmen berechtigt, für den 
Zeitraum des Bestandes und der Nutzung der Genehmigung Ausgleichsmittel nach 
dieser allgemeinen Vorschrift zu erhalten, soweit diese nicht schon nach Ziffer 8.1 
verausgabt worden sind. 
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7. Erklärungen 
 
7.1 Der Wirtschaftsprüfer des Verkehrsunternehmers oder eine vom Landkreis aner-

kannte Person oder Stelle prüft und erklärt im Rahmen des Überkompensations-
nachweises folgende Inhalte:  

-  Die Einhaltung der Vorgaben gemäß Ziffer 4 bis 6  
-  Die Vorlage der beglaubigten Trennungsrechnung (Anlage 5),  
-  Die Erklärung, dass die Überkompensationsprüfung unter Beachtung der 

Durchführungsvorschriften erfolgte (Anlage 5),  
-  Die Einhaltung oder Nichteinhaltung der Vermeidung einer Überkompensation 

(Ziffer 4.3), wobei der Betrag auszuweisen ist.  
-  Die Erklärung einer etwaigen Reduzierung des Ausgleichs aufgrund ausgefal-

lener Fahrten (Ziffer 3.3).  
-  Den Nachweis für die Gewährung eines etwaigen Bonus nach Ziffer 5, wobei 

der Betrag auszuweisen ist. 

Die für die ex-post-Kontrolle erforderlichen Angaben legt der Wirtschaftsprüfer oder 
eine vom Landkreis anerkannte Person oder Stelle dem Landkreis offen, ebenso al-
le Zahlen, welche der Landkreis für die Kontrolle der Überkompensationsprüfung 
benötigt.  

 
7.2 Der Verkehrsunternehmer erklärt im Rahmen des Überkompensationsnachweises, 

in welchem Umfang die notwendige Verkehrsleistung (Anlage 2) eingehalten wurde, 
Abweichungen aufgrund von Leistungsveränderungen in Fahrplankilometern einge-
treten sind (Ziffer 6), ob die Tarifvorgaben (Anlage 1) und die Qualitätsvorgaben 
(Anlage 3) eingehalten worden sind. 

  
7.3 Der Verkehrsunternehmer legt die vom Wirtschaftsprüfer oder einer vom Landkreis 

anerkannten Person oder Stelle gemäß Ziffer 8 erstellten Erklärungen und Beschei-
nigungen (Anlage 5) dem Aufgabenträger zur Prüfung vor.  

 
7.4 Darüber hinaus gewähren die Unternehmen dem zuständigen Kreisrechnungsprü-

fungsamt ein uneingeschränktes Einsichts- und Prüfungsrecht in Bezug auf Kosten 
und Erträge der maßgeblichen Verkehre. Das Einsicht- und Prüfungsrecht ist für ei-
nen Zeitraum von fünf Jahren ab Bewilligung zu gewähren, dafür erforderliche Da-
ten und Unterlagen sind mindestens für diesen Zeitraum vorzuhalten.  

 
 
8. Auszahlung, Kontrollrechte und Rückzahlungsverpflichtungen  
 
8.1 Der Landkreis leistet die Vorauszahlungen (vorläufige ex ante-Zahlungen) in Höhe 

von 90 % quartalsweise zum 20.02., 20.05., 20.08. und 20.11. eines Jahres an die 
Unternehmen zu vier gleichen Teilen. Eine Verrechnung von Überzahlungen mit 
den Vorauszahlungen des Folgejahres erfolgt nicht.  

 
8.2 Bis zum 15.12. des Folgejahres hat das Verkehrsunternehmen eine Bestätigung 

des Wirtschaftsprüfers des Unternehmers oder einer vom Landkreis anerkannten 
Person oder Stelle über den Einsatz der Mittel aus der allgemeinen Vorschrift im 
Wege der Trennungsrechnung (Anlage 5) dem Landkreis vorzulegen. Der Wirt-
schaftsprüfer des Unternehmers oder die vom Landkreis anerkannte Person oder 
Stelle übergibt die in der Trennungsrechnung unter den Spalten „Gemeinde 
Schönau“ aufgeführten bzw. sinngemäß bezeichneten Werte zum Zwecke der Vo-
rausberechnung gem. Ziffer 3.2 an den Landkreis. Eine Weitergabe der Daten an 
Dritte ist nur mit Zustimmung des Unternehmens möglich. Ausgenommen hiervon 
sind die auf Ebene der Verbandsglieder aggregierten Werte. Die Bestätigung muss 
auch den Nachweis dafür erbringen, dass die Ausgleichsmittel in der Nettoeffektbe-
rechnung nicht zu einer Überkompensation i. S. von Art. 4 und 6 sowie des An-
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hangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 geführt haben. Im Falle einer Überkompensation 
sind die überzahlten Ausgleichsmittel einschließlich entstandener Zinserträge oder 
ersparter Zinsaufwendungen (Ziffer 8.4) zurück zu erstatten. 

 
8.3 Die Endabrechnung durch den Landkreis erfolgt innerhalb von drei Monaten nach 

Vorlage der vollständigen prüffähigen Angaben und Unterlagen nach Ziffer 7.1. 
 
8.4 Eine Rückzahlung des Überzahlungsbetrages ist mit zwei Prozentpunkten über dem 

jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB jährlich zu verzinsen. Für die Verzin-
sung ist auf den Zeitpunkt der ersten Überzahlung abzustellen. Die Verzinsung ist 
auf den Wert der Überzahlung begrenzt.  

 
 
9. Umsatzsteuer 
 
Der Landkreis geht davon aus, dass der Ausgleich nach dieser allgemeinen Vorschrift 
nicht der Umsatzsteuer unterliegt. Sollte sich entgegen der diesbezüglichen Rechtsauf-
fassung der Verwaltung etwas Anderes ergeben, schuldet der Landkreis den Ausgleich 
zuzüglich der Umsatzsteuer für den Geltungszeitraum seit Bestehen dieser Regelung.  
 
 
10. Schlussbestimmungen und sonstiges 
 
10.1  Die Verwaltung des Landkreises wird ermächtigt, die für die Bestimmung des ex an-

te-Ausgleichs notwendigen Anlagen entsprechend der Leistungsveränderungen und 
der Kostenentwicklung anzupassen und zu veröffentlichen. 

 
10.2 Sollten gesetzliche Regelungen abweichende Regelungen zu dieser allgemeinen 

Vorschrift treffen, die nicht dispositiv sind, gehen diese den Regelungen dieser Vor-
schrift vor.  

 
10.3 Diese allgemeine Vorschrift wird nach Ihrer Verabschiedung durch den Kreistag 

nach Maßgabe der geltenden Hauptsatzung bekannt gemacht. Darüber hinaus wird 
die allgemeine Vorschrift auf der Internetseite des Landkreises eingestellt. 

 
10.4  Diese allgemeine Vorschrift gilt mit Wirkung vom 10.12.2023 und endet spätestens 

am 30.04.2028. Es besteht kein Vertrauensschutz der Unternehmen darauf, dass 
die allgemeine Vorschrift fortgeführt wird. Sofern eine Änderung der Ausgleichssys-
tematik durch den Landkreis vorgesehen ist, soll diese der gesetzlichen Intention 
des § 8 Abs. 4 PBefG Rechnung tragen.  

 
10.5 Auf die gemäß Art. 7 Abs. 1 VO 1370 erforderliche Veröffentlichung von bestimmten 

Daten der Verkehrsunternehmen wird hingewiesen. Das Verkehrsunternehmen 
kann sich insoweit nicht auf eine Vertraulichkeit seiner Angaben berufen. Insbeson-
dere liegt der Detaillierungsgrad der vom Landkreis im Rahmen der nach Art. 7 Abs. 
1 VO 1370 zu machenden Angaben im eigenen Ermessen. Das Unternehmen hat 
an der ordnungsgemäßen Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 VO 1370 durch die 
Bereitstellung der erforderlichen Daten (auch im Nachhinein) mitzuwirken.  

 
 
Anlagen 
 
Anlage 1: Höchsttarif 

Anlage 2. Verkehrsgebiet und Verkehrsleistungen  

Anlage 3: Mindeststandards nach Nahverkehrsplan 
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Anlage 4: Ausgleichsübersicht 

Anlage 5: Trennungsrechnung, Durchführungsvorschriften  

Anlage 6: Berechnungsmethodik (Indices, Angemessenheitswert) 

 
2. Der Kreistag ermächtigt den Landrat, die Anlagen 1-6 der Satzung bei Bedarf z.B. im Fal-

le von Leistungsänderungen oder Tarifänderungen anzupassen und im Amtsblatt be-
kanntzugeben. 

 
 
 
Änderung in der Besetzung des Jugendhilfeausschusses; Bestellung eines stellv. 
stimmberechtigten Mitglieds 

 
Beschluss: 
 
Der Kreistag beschließt: 
 
Frau Dr. Franziska Fritz wird anstelle von Herrn Raphael Koller als stellvertretendes stimmbe-
rechtigtes Mitglied des Jugendhilfeausschusses bestellt. 
 
 
 
Änderung in der Besetzung des Haushalts- und Finanzausschusses 

 
Beschluss: 
 
Der Kreistag beschließt: 
 
Herr Bernhard Koch wird anstelle von Herrn Dr. Reinhard Reichelt zum 1. Stellvertreter von 
Herrn Dr. Wimmer Bartl im Haushalts- und Finanzausschuss bestellt. 
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